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Das Empfangs- und Verfahrenszentrum an der Freiburgerstrasse Basel (Bässlergut) wurde im 
März 1989 eröffnet. Seitdem sind abertausende Asylbewerber in Empfang genommen 
worden, welche bis zu 90 Tage auf ihren Entscheid warten. Das eine Empfangsstelle für 
Asylbewerber in dieser Grösse und in Stadtnähe auch Gefahren mit sich bringt, ist nicht von 
der Hand zu weisen. 

Der aktuelle Jahresbericht des Bundes zur Kriminalität zeigt auf, dass auch Basel eine 
attraktive Zentrumsfunktion für Verbrecher hat. Asylsuchende wurden im Verhältnis zu ihrem 
Anteil an der Bevölkerung besonders häufig wegen Hehlerei, Gewalttätigkeiten, Diebstahl und 
Drogenhandel verurteilt. Aus diesem Grund musste in den letzten drei Jahren die Polizei 
teilweise mehr als einmal im Tag aktiv werden. Die Stadtnähe verleitet Asylbewerber mehr zur 
Kriminalität als an einem abgelegenen Ort. 

Weltweit und insbesondere bei unseren Nachbarländern Deutschland und Frankreich werden 
u.a. auch von Asylbewerbern, gezielte Anschläge auf öffentliche Einrichtungen verübt. Bei 
Asylbewerbern einer Empfangsstelle wie das Empfangs- und Verfahrenszentrum an der 
Freiburgerstrasse Basel, handelt es sich um viele junge Asylbewerber deren Herkunft und 
Motivation für einen Asylantrag noch nicht abgeklärt wurde. Die Gefahr eines Anschlages an 
einem unserer Begegnungsorte wird dadurch erhöht. 

Am Standort des heutigen Empfangs- und Verfahrenszentrum wird ein neues und grösseres 
Empfangs- und Verfahrenszentrum der Asylregion Nordwestschweiz für 350 Asylsuchende 
entstehen. Der Bund und der Kanton haben am 21.3.2016 die entsprechenden 
Absichtserklärungen bereits unterzeichnet. 

Es ist bekannt, dass wenn auf unserem Kantonsgebiet keine Asylempfangsstelle mehr ist, 
muss gemäss Art. 21 der Asylverordnung der Kanton anstelle von 1.9 % Asylbewerber 2,3 % 
Asylbewerber betreuen. 

Wenn wir keine Asylempfangsstelle mehr auf unserem Kantonsgebiet haben, wird mit 
Sicherheit die Kriminalität von Asylbewerbern massiv zurückgehen. 

Der oder die Unterzeichnenden wenden sich daher mit folgendem Anliegen an den 
Regierungsrat: 

- Der Regierungsrat wird aufgefordert, dem Bund mitzuteilen, dass der Kanton Basel 
Stadt jetzt lange genug diese Asylempfangsstelle auf Ihrem Kantonsgebiet hatte und 
jetzt ein anderer Standort/Kanton gewählt werden muss. 
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